
DAS DEUTSCHE LIEFERKETTEN­
SORGFALTSPFLICHTENGESETZ UND  
DIE RELEVANZ FÜR DEN MITTELSTAND 

Das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) verpflichtet bestimmte  

Unternehmen seit dem 01.01.2023 dazu, sich systematisch und kontinuierlich mit 

Menschenrechten, Umweltthemen und unternehmerischen Sorgfaltspflichten ausein-

anderzusetzen und ihrer daraus resultierenden Verantwortung nachzukommen.
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2. AUSGABE 2023

Nachhaltigkeit im Mittelstand 

RAHMENWERKE IN DER  
NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Jahrzehntelang basierte die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen auf Freiwillig-

keit. Unternehmen haben die Mehrwerte der Nachhaltigkeitsberichterstattung für sich ge-

nutzt und dadurch ihre Marktposition verbessert sowie ihr Ansehen bei Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern erhöht. Zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten (oft auch CR-, CSR-, 

Personal-, Sozial-, Umweltberichte) wurden häufig nationale oder internationale Rahmenwer-

ke genutzt. Etablierte Rahmenwerke geben Orientierung bei der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Sie geben eine bestimmte Struktur und Form und die Inhalte vor und sorgen damit 

für Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Verständlichkeit. 
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INTERNATIONAL ANERKANNT: 

DIE GLOBAL REPORTING INITIATIVE 

Die seit 1997 bestehende Global Reporting Initiative 

(GRI) ist aktuell der international anerkannteste Stan-

dard für Nachhaltigkeitsberichte. Die GRI-Standards 

repräsentieren die global beste Praxis für die öffentli-

che Berichterstattung zu verschiedenen ökonomi-

schen, ökologischen und sozialen Auswirkungen. Die 

GRI-Standards sind ein modulares System miteinander 

verbundener Standards. Es bestehen drei Serien von 

Standards, die den Berichterstattungsprozess unter-

stützen. Die GRI-Universalstandards gelten für alle Or-

ganisationen, die GRI-Branchenstandards richten sich 

an bestimmte Branchen und die GRI-Themenstandards 

enthalten Angaben zu einem bestimmten Thema. Die 

Anwendung dieser Standards zur Bestimmung der 

wesentlichen (relevanten) Themen hilft Organisatio-

nen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

ENTSPECHENSERKLÄRUNG DES DEUTSCHEN 

NACHHALTIGKEITS KODEX 

In Deutschland berichten derzeit auch viele Unterneh-

men in Form einer Entsprechenserklärung des Deut-

schen Nachhaltigkeits Kodex (DNK). Der DNK wurde 

2010 vom Rat für Nachhaltige Entwicklung mit Vertre-

terinnen und Vertretern der Politik, des Finanzmarkts, 

Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen in einem Dialog-Prozess entwickelt. Er wird mit 

Mitteln des Bundeskanzleramts finanziert. Es existie-

ren aktuell über 950 DNK-Anwenderunternehmen. 

Der DNK greift für einzelne Kennzahlen die Standards 

der GRI auf. 
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NON-FINANCIAL REPORTING DIRECTIVE 

MACHT NICHTFINANZIELLE ERKLÄRUNG FÜR 

BESTIMMTE UNTERNEHMEN ZUR PFLICHT 

Seit 2017 findet die sog. Non-Financial-Reporting Di-

rective (NFRD) in Deutschland Anwendung. Diese EU-

Richtlinie verpflichtet zunächst große kapitalmarktori-

entierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeiten-

den und bestimmte andere Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die Lageberichterstattung um 

eine nichtfinanzielle Erklärung zu erweitern. Die nicht-

finanzielle Erklärung muss Informationen über Um-

welt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die Achtung 

der Menschenrechte sowie die Bekämpfung von Kor-

ruption und Bestechung enthalten. 

VEREINHEITLICHUNG DURCH DIE CORPORATE 

SUSTAINABILITY REPORTING DIRECTIVE 

Aufgrund mangelnder Einheitlichkeit und fehlender 

Vergleichbarkeit sowie teils fehlender Offenlegung re-

levanter Informationen veröffentlichte die Europäische 

Kommission im Zuge des Green Deals im April 2021 

ihren Vorschlag zur Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD), welche die bisherige NFRD ablöst. 

Die CSRD wurde schließlich am 16.12.2022 offiziell im 

Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist bereits Anfang 

2023 in Kraft getreten. 

Die Richtlinie ist nun innerhalb von 18 Monaten von 

den jeweiligen Gesetzgebern in der EU in nationales 

Recht umzusetzen. U. a. das deutsche Handelsgesetz-

buch (HGB) wird bis Juli 2024 entsprechend überarbei-

tet. 

FREIWILLIGE SELBSTVERPFLICHTUNG  

NICHT ZIELFÜHREND

Eine gesetzliche Festschreibung entsprechender Ver-

pflichtungen war erforderlich, weil eine freiwillige 

Selbstverpflichtung der Unternehmen bislang nicht 

erfolgreich umgesetzt werden konnte: Viele Unter-

nehmen sind entlang ihrer Lieferketten weltweit aktiv 

und dabei mitunter mit Risiken wie Menschenrechts-

verletzungen, Umweltverschmutzung und Arbeits-

rechtsverletzungen konfrontiert. Häufig fehlt es an 

ausreichender Kontrolle und Transparenz. Das LkSG 

soll dazu beitragen, diese Probleme zu lösen. 

LKSG SUKZESSIVE JE NACH UNTERNEHMENS-

GRÖSSE ANWENDBAR

Das Gesetz zielt darauf ab, Unternehmen dazu zu ver-

anlassen, ihre Lieferketten transparenter und nachhalti-

ger zu gestalten. Vom LkSG unmittelbar betroffen sind 

Unternehmen – unabhängig von der Rechtsform –,  

deren Hauptverwaltung, Hauptniederlassung oder sat-

zungsmäßiger Sitz im Inland liegt. Seit dem 01.01.2023 

betrifft dies Unternehmen mit mindestens 3.000 Be-

schäftigten. Bereits ein Jahr später, ab dem 01.01.2024, 

greift das Gesetz dann auch für Unternehmen mit min-

destens 1.000 Beschäftigten. Ebenfalls verpflichtet sind 

Unternehmen aus dem Ausland, die in Deutschland 

eine Zweigniederlassung nach §13d HGB betreiben,  

sofern diese mindestens 3.000 bzw. 1.000 Beschäftigte 

hat. Innerhalb verbundener Unternehmen (i. S. d.  

§15 AktG) werden die Arbeitnehmerzahlen gemeinsam 

berücksichtigt. Dazu gehören auch Leiharbeitende mit 

einer Einsatzdauer von mehr als sechs Monaten sowie 

ins Ausland entsendete Mitarbeitende. 

ANFORDERUNGEN AN DAS SORGFALTS­

PFLICHTENSYSTEM

Unternehmen, die in den beschriebenen Anwendungs-

bereich fallen, sind zu angemessenen Sorgfaltspflichten 

in der gesamten Lieferkette verpflichtet. Dazu soll ein 

Sorgfaltspflichtensystem erstellt werden, das sich in sei-

ner Grundstruktur an die Kernelemente menschlicher 

Sorgfalt des Nationalaktionsplans für Wirtschaft und 

Menschenrechte (NAP) anlehnt. Diese umfassen 

1.  �die Einrichtung eines Risikomanagements, 

2. die Festlegung einer betriebsinternen Zuständigkeit, 

3. die Durchführung regelmäßiger Risikoanalysen, 

4. �die Verankerung von Präventionsmaßnahmen im  

eigenen Geschäftsbereich sowie gegenüber unmit-

telbaren Zulieferern, 

5. das Ergreifen von Abhilfemaßnahmen, 

6. die Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens, 

7. �die Umsetzung von Sorgfaltspflichten hinsichtlich  

Risiken bei mittelbaren Zulieferern sowie 

8. die Dokumentation und Berichterstattung.  

Grundsätzlich beziehen sich die Sorgfaltspflichten auf 

die gesamte Lieferkette, auch wenn sie in der Praxis  

abgestuft ist: Entsprechend verpflichten sich die Unter-

nehmen im eigenen Geschäftsbereich und gegenüber 

unmittelbaren Zulieferern zu Risikoanalyse, Präventions- 

und Abhilfemaßnahmen. Gegenüber mittelbaren Zu

lieferern gilt die Pflicht zu Risikoanalyse, Präventions-  

und Abhilfemaßnahmen dann, wenn das Unternehmen 

„substantiierte Kenntnis“ über Menschenrechtsver-

letzungen hat. 



KONTROLLEN UND SANKTIONEN

Die Umsetzung des Gesetzes wird durch das Bundesamt 

für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) kontrolliert. 

Unternehmen müssen mindestens vier Monate nach 

Ende des Geschäftsjahres ihren Bericht übermitteln. Bei 

Ordnungswidrigkeiten sieht das Gesetz Bußgelder vor. 

AUSWIRKUNGEN AUF MITTELSTÄNDISCHE  

UNTERNEHMEN

Insbesondere größere mittelständische Unternehmen, 

die international aufgestellt und ihre Produkte weltweit 

sowohl exportieren als auch Ware importieren, sind  

damit stark in internationale Liefer- und Wertschöp-

fungsketten eingebunden und fallen ab einer bestimm-

ten Größe wie zuvor beschrieben in den Geltungsbereich 

des Gesetzes. Darüber hinaus werden sich auch kleine 

und mittlere Unternehmen zunehmend darauf einstel-

len müssen, dass deren Geschäftspartner ihre Erwartun-

gen an die Sorgfaltspflichten erfüllt sehen möchten. 

Es ist also ratsam, sich mit dem Thema Lieferkette zu 

beschäftigten und mögliche Prozesse zu etablieren, um 

die Risiken, die sich aus der Nichteinhaltung von Men-

schenrechten oder ökologischen Standards ergeben 

können, zu identifizieren. Dabei sollte auf eine enge  

Zusammenarbeit mit den Lieferanten geachtet und Mit-

arbeitende sollten entsprechend geschult werden. 

Hinweis: Reinhören und dazu erfahren, was Unter-

nehmen aufgrund des Lieferkettensorgfaltspflichten-

gesetzes tun müssen – im Ebner Stolz Mittelstands- 

talk mit Eva Brendel, Redakteurin bei FINANCE und 

DerTreasurer und Christine Diener, Rechtsanwältin und 

Counsel bei Ebner Stolz in Stuttgart.

WEITERE VERSCHÄRFUNGEN DURCH  

EUROPÄISCHEN VORSTOSS

Auch auf EU-Ebene ist eine eigene Rechtsnorm für  

faire globale Liefer- und Wertschöpfungsketten ge-

plant. Ein Entwurf der sog. Corporate Sustainability 

Due Diligence Directive (CSDDD) wurde im März 2022 

erstmals von der EU-Kommission veröffentlicht und 

befindet sich aktuell noch in der Positionierungsphase 

des EU-Parlaments, welche im Mai zu erwarten ist. 

Dies stellt gemeinsam mit bestehenden Regelungen 

und weiteren Regulierungsinitiativen wie der CSRD 

oder der EU-Taxonomie einen weiteren Schritt zum 

nachhaltigen Wirtschaften unter einheitlichen euro-

päischen Bedingungen dar. 

Die CSRD sieht sowohl eine deutliche Ausweitung des 

Kreises der berichtspflichtigen Unternehmen als auch 

eine grundlegende Überarbeitung der zu berichten-

den Inhalte in Form verpflichtender Standards (den 

„European Sustainability Reporting Standards“- ESRS) 

vor. 

CSRD FÜR GROSSE UNTERNEHMEN 

AB 2025 PFLICHT 

Für das Geschäftsjahr 2025 haben alle großen Unter-

nehmen umfangreiche Nachhaltigkeitsinformationen 

offenzulegen. In Deutschland werden mindestens Ka-

pitalgesellschafte und diesen über § 264a HGB gleich-

gestellten Personenhandelsgesellschaften berichts-

pflichtig, die als große Gesellschaften gelten. Große 

Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der 

drei folgenden Merkmale überschreiten:

› 20 Mio. Euro Bilanzsumme,

› 40 Mio. Euro Umsatzerlöse,

› im Jahresdurchschnitt mindestens 250 Arbeitneh-

mer.

KMU SPÄTESTENS AB 2028 BETROFFEN 

Im darauffolgenden Geschäftsjahr, beginnend ab dem 

01.01.2026, wird der Kreis der betroffenen Unterneh-

men auch auf kapitalmarktorientierte KMU erweitert. 

Allerdings wurde eine zweijährige Übergangsphase 

eingeräumt, so dass eine erstmalige Anwendung für 

KMU spätestens im Geschäftsjahr 2028 verpflichtend 

sein wird.
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Hinweis: Auch diejenigen Unternehmen, die sich 

bisher noch nicht mit einer Form der Nachhaltig-

keitsberichterstattung befasst haben, sollten sich 

schon jetzt mit der Thematik vertraut machen. 

Auch wenn es bis zur erstmaligen Anwendung 

noch eine gewisse Zeit dauert, sollten die zu tref-

fenden Vorbereitungen nicht unterschätzt werden.
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